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Abstract 

Das EU-Budget für die Periode 2021 bis 2027 muss sich stärker als bisher am europäischen Mehr-

wert orientieren, um angesichts der kontroversiellen Positionen der Mitgliedsländer und deren 

primärer Orientierung an der Nettoposition eine Einigung zu ermöglichen. Eine weitere Stärkung 

des Anteils von Ausgaben für Forschung, klimafreundliche grenzüberschreitende Verkehrs- und 

Energieversorgungsinfrastruktur und die zweite Säule der Agrarpolitik sowie von proaktiven Asyl- 

und Migrations-/ Integrations- und Entwicklungsausgaben würde den europäischen Mehrwert 

der EU-Ausgaben erhöhen. Soll der Budgetrahmen nicht über den Vorschlag der Europäischen 

Kommission hinaus erhöht werden, können Spielräume durch eine stärkere Verringerung der 

ersten Säule der Agrarpolitik oder durch eine stärkere Fokussierung der Kohäsionspolitik ge-

schaffen werden. Die stärkere Kopplung der Mittel an Umwelt- und Klimaziele und Ziele in der 

Migration und Integration sowie die Beachtung des Prinzips der Rechtsstaatlichkeit würden den 

europäischen Mehrwert des EU-Budgets steigern. Der europäische Nutzen des EU-Budgets 

könnte weiter gesteigert werden durch die Einführung eines Korbs von (steuerbasierten) Eigen-

mittelquellen (zusätzlich zu den diesbezüglichen Vorschlägen der Europäischen Kommission 

bieten sich Steuern auf den Flugverkehr sowie ein Grenzausgleichssystem für den EU-

Emissionshandel an) als teilweiser Ersatz für die auf der Umsatzsteuer-Bemessungsgrundlage so-

wie den BNE basierenden nationalen Beiträgen, die derzeit überhaupt keinen Beitrag zur Um-

setzung zentraler EU-Ziele und -Strategien leisten. Eine Erhöhung des Zielwerts für das Klima-

Mainstreaming über den Vorschlag der Europäischen Kommission von 25% der Gesamtausga-

ben hinaus, der konsequente Ausschluss der Förderung fossiler Energien sowie die Nutzung 

„grüner“ Eigenmittelquellen würde das EU-Budget zu einem zentralen Baustein des anvisierten 

„Green Deal for Europe“ machen und seinen „grünen“ europäischen Mehrwert stärken. Eine 



  

gesamthafte Betrachtung ist erforderlich: Regulative Eingriffe, Ausgaben- und Einnahmenseite 

des EU-Budgets müssen zusammen gedacht werden; angesichts der unterschiedlichen Interes-

sen der Mitgliedsländer muss nach Paketlösungen gesucht werden. Isolierte Diskussionen über 

einzelne Maßnahmen(-bereiche) sind nicht zielführend. Die Querverbindungen zwischen den 

Ausgabenbereichen des MFR (z.B. ländliche Entwicklung und Kohäsion oder Forschung und 

Regionalförderung) zu anderen Politikbereichen sind stärker zu beachten und zu nutzen. 
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1. Einleitung1 

Die Europäische Kommission hat am 2. Mai 2018 einen Vorschlag für Gesamtvolumen und Struk-

tur des Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) sowie für das Eigenmittelsystem der EU für die Peri-

ode 2021 bis 2027 vorgelegt (European Commission, 2018A; 2018B; 2018C; 2018D; 2018E; 2018F; 

2019). Die seither geführten Diskussionen haben allerdings sehr deutlich gemacht, dass die 

Mehrheit der Regierungen der EU-Länder nicht primär an den Strukturen des EU-Budgets in einer 

gesamthaften Perspektive interessiert ist, sondern vielmehr das EU-Budget nach wie vor haupt-

sächlich als Umverteilungsinstrument gemessen am Netto-Zahlungsstrom begreift. Dadurch ge-

rät die EU-Perspektive aus dem Blick. Entsprechend verengen sich die Verhandlungen zum 

nächsten EU-Budget wie in der Vergangenheit auf dessen Gesamtvolumen und die zu seiner 

Finanzierung erforderlichen Finanzmittel: Mit der Konsequenz, dass die meisten Nettozahler-

staaten vor allem darauf drängen, den Umfang des EU-Budgets und damit die eigenen Netto-

zahlungen zu begrenzen. 

Die Nettoposition als Indikator für den länderspezifischen Nutzen aus dem EU-Budget greift zu 

kurz. Analysen zeigen, dass EU-Zahlungen vielfach nicht nur den Empfängerländern, sondern 

auch weiteren Ländern zugutekommen. Die Mittel der Regionalförderung erhöhen die Wirt-

schaftsleistung in den Ländern, die diese erhalten, und damit deren Importe, wovon vor allem 

Nicht-Kohäsionsländer mit ihren höheren Exportkapazitäten indirekt profitieren (vgl. z.B. Naldini 

et al., 2019). Ebenso wenig erfasst die Nettoposition die Vorteile aus dem EU-

Integrationsprozess, etwa aus der Mitgliedschaft in Zoll- und Währungsunion oder dem Binnen-

markt (vgl. z.B. Felbermayr et al., 2018; Mion – Ponattu, 2019). Sie wird auch jenen Ausgaben 

nicht gerecht, die für die gesamte EU getätigt werden, etwa im Bereich Asylwesen oder in der 

Entwicklungszusammenarbeit. 

Eine Fokussierung auf die länderspezifischen Nettopositionen lenkt von einer Diskussion über 

eine adäquate Höhe und Struktur des EU-Budgets erheblich ab. In einem ersten Schritt sollten 

die drängenden Herausforderungen für die EU identifiziert werden. Dazu zählen Flüchtlingsbe-

wegungen und Migration, nicht rasch genug abgebaute regionale Ungleichheiten, hohe (Ju-

gend-)Arbeitslosigkeit, Anpassungsbedarf an den digitalen und demographischen Wandel 

und den Klimawandel. In all diesen Bereichen hat die EU teilweise wichtige Zuständigkeiten. In 

einem zweiten Schritt sollten dann die erforderlichen Instrumente und die damit verbundenen 

Ausgaben festgelegt werden. Die Finanzierung ist schließlich in einem dritten Schritt zu verein-

baren. 

Ausgabenstruktur wie Einnahmensystem sollten größtmöglichen europäischen Mehrwert schaf-

fen. Ein europäischer Mehrwert wird dadurch erreicht, dass die EU solche Aufgaben über-

nimmt, bei denen Maßnahmen auf der EU-Ebene im Vergleich zu unkoordinierten Aktivitäten 

auf Ebene der einzelnen Mitgliedsländer einen höheren Nutzen erbringen, insbesondere des-

halb, weil es sich um Aufgaben beziehungsweise Ausgaben mit grenzüberschreitender 

                                                      

1)  Dieses Working Paper stützt sich stark auf Schratzenstaller (2017 und 2019). 
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Tragweite oder sehr hohen Skalenvorteilen handelt (European Commission, 2011, Bertelsmann 

Stiftung, 2018). Diese Orientierung auf einen stärkeren europäischen Mehrwert sollte unabhän-

gig vom künftigen Integrationsszenario für die EU und unabhängig vom Volumen des EU-

Budgets verfolgt werden.  

Grundsätzlich wären im Vergleich zur Vergangenheit die Voraussetzungen für eine Einigung auf 

ein zukunftsfähigeres Post-2020-EU-Budget relativ günstig. 

Erstens fällt künftig mit dem Vereinigten Königreich ein entschiedener Vertreter der primären 

Orientierung an der Nettoposition weg. Dies eröffnet die Gelegenheit, den Briten-Rabatt und 

sämtliche andere Rabatte für mehrere Mitgliedsländer, wie von der Europäischen Kommission 

vorgeschlagen, schrittweise abzuschaffen und durch ein wesentlich vereinfachtes Rabattsys-

tem zur Begrenzung übermäßiger Nettobeiträge zu ersetzen. So könnten das Einnahmensystem 

vereinfacht und die Beitragslasten gleichmäßiger verteilt werden. Gleichzeitig verlässt mit dem 

Vereinigten Königreich ein entschlossener Gegner sämtlicher Initiativen zur europaweiten Steu-

erkoordination – und damit aller Überlegungen für eine teilweise Finanzierung der EU-Ausgaben 

aus „echten“ (steuerbasierten) Eigenmitteln – die Gemeinschaft. 

Zweitens sollte der starke Anstieg der Zahl der Flüchtlinge und MigrantInnen das Bewusstsein 

geschärft haben, dass sich die EU nicht vor den globalen Entwicklungen abschotten kann, son-

dern eine nachhaltige Politik der Entwicklungszusammenarbeit ebenso wie eine proaktive und 

solidarische Asyl- und Integrationspolitik braucht. 

Drittens bestehen eine Reihe von internationalen Verpflichtungen und Entwicklungen, zu deren 

Bewältigung das EU-Budget einen stärkeren Beitrag als bisher leisten könnte und sollte. Dazu 

zählen etwa die nachhaltigen Entwicklungsziele, das Pariser Klimaabkommen oder die interna-

tionalen Bemühungen um eine angemessene Besteuerung multinationaler Unternehmen. Die 

neue Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat den Klimaschutz zur Priorität in ihrer 

Amtszeit gemacht und unter dem Titel „Green Deal für Europa“ mehrere Maßnahmen ange-

kündigt, die das EU-Budget direkt betreffen (können). 

Viertens haben auch die unter der Juncker-Kommission angestoßenen Debatten zu den Defi-

ziten in der E(M)U-Architektur und zu künftigen Integrationsszenarien (European Commission, 

2017A; 2017B) Impulse für umfassendere Reformen im EU-Budget gesetzt. 

Schließlich sollte die steigende Zustimmung der Bürgerinnen und Bürger zur EU (European Par-

liament, 2019), die mit den Austrittsverhandlungen mit dem Vereinigten Königreich einhergeht, 

die Stärkung der europäischen Zusammenarbeit für nationale Politikerinnen und Politiker (auch 

innenpolitisch) attraktiver machen. 

Das vorliegende Working Paper diskutiert ausgehend von den Vorschlägen der Europäischen 

Kommission vom Mai 2018 Optionen, wie der europäische Mehrwert des EU-Budgets weiter ge-

stärkt werden kann. 
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2. Zum Volumen des MFR 2021-2027 

Gegenüber dem MFR 2014-2020 für die EU28, der sich gemessen am Bruttonationaleinkommen 

(BNE) auf 1% ohne bzw. 1,03% einschließlich Europäischem Entwicklungsfonds beläuft, bedeu-

tet der von der Europäischen Kommission vorgeschlagene MFR 2021-2027 mit 1,114% des BNE 

eine Erhöhung. Diese wird von der Europäischen Kommission mit den zusätzlichen Aufgaben 

der EU in den Bereichen Asylpolitik und Entwicklungszusammenarbeit, Jugend(mobilität) sowie 

Forschung und Innovation begründet. 

Bezogen auf die EU27 (d.h. die EU ohne das Vereinigte Königreich) und unter Berücksichtigung 

des Europäischen Entwicklungsfonds (der ab 2021 in den MFR integriert werden soll) impliziert 

dagegen der Vorschlag der Europäischen Kommission eine leichte Reduktion des Budgetvolu-

mens: von 1,13% ohne bzw. 1,16% einschließlich Europäischem Entwicklungsfonds bezogen auf 

das BNE der EU27 in der laufenden MFR-Periode auf 1,114% des BNE für die Periode 2021-2027 

(European Commission, 2019). 

Übersicht 1 zeigt, dass sich der Vorschlag der Europäischen Kommission bezogen auf die EU27 

etwa im Rahmen der letzten MFR halten und jenen des MFR 1993 bis 1999 unterschreiten würde. 

Übersicht 1: EU-Haushalt in Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) 1993 bis 2027 

(Verpflichtungen) 

  

Mehrjähriger Finanzrahmen  Obergrenze der Mittel für Verpflichtungen in % des BNE 

Durchschnitt 
Exklusive Europäischer 

Entwicklungsfonds 
Inklusive Europäischer 

Entwicklungsfonds 

1993-1999 1,25 1,28 

2000-2006 1,09 1,11 

2007-2013 1,12 1,15 

2014-2020 (EU28) 1,00 1,03 

2014-2020 (EU27)1) 1,13 1,16 

2021-20272) 1,08 1,11 

Q: European Commission (2018A). – 1) Ohne Vereinigtes Königreich. – 2) Im MFR 2021-2027 soll der Europäische Ent-

wicklungsfonds integriert („budgetiert“) werden. 

Die dem MFR zugrundeliegenden Ausgaben für Verpflichtungen summieren sich real (in Preisen 

von 2011) im aktuellen MFR auf 956 Mrd. € über die gesamte Siebenjahresperiode; in laufenden 

Preisen erreichen sie 1.087 Mrd. €. Sie sollen für den kommenden MFR auf 1.135 Mrd. € real (in 

Preisen von 2018) steigen (1.279 Mrd. € in laufenden Preisen, unter der Annahme einer jährli-

chen Inflationsrate von 2%).  

Der Anfang Dezember 2019 von der finnischen Ratspräsidentschaft vorgelegte Kompromissvor-

schlag sieht ein Volumen von 1,06% des BNE vor; dieser Wert liegt zwischen den 1% des BNE, 

den die restriktivsten Nettozahlerländer (Deutschland, Österreich, Schweden, Finnland, 
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Niederlande) fordern, und den von der Europäischen Kommission vorgeschlagenen 1,114% des 

BNE. Der finnische Kompromissvorschlag stellt, bezogen auf die EU27, ebenso wie der Entwurf 

der Europäischen Kommission, einen Rückgang des Budgetvolumens gemessen am BNE dar. 

Dieser Rückgang fällt ins Gewicht, da in dem von der Europäischen Kommission genannten 

Zielwert für den neuen MFR 0,03% des BNE für Entwicklungszusammenarbeit enthalten sind, die 

derzeit außerhalb des MFR budgetiert sind. 
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3. Ausgabenstruktur 

Núñez Ferrer et al. (2016) halten fest, dass in der jüngeren Vergangenheit eine gewisse, wenn 

auch begrenzte, Verschiebung der Struktur der EU-Ausgaben hin zu Bereichen mit höherem 

europäischem Mehrwert stattgefunden hat. Allerdings liefert das EU-Budget in seiner gegen-

wärtigen Struktur immer noch zu wenig „echten“ europäischen Mehrwert (HLGOR, 2016). Hei-

nemann (2016) weist darauf hin, dass aus EU-Mitteln nach wie vor zu viele Projekte finanziert 

werden, die lediglich einen lokalen Mehrwert bieten. Die Ausgabenstruktur des MFR 2014 bis 

2020 weist in Hinblick auf den europäischen Mehrwert mehrere Defizite auf. 

Erstens konservieren die Agrarausgaben primär die bestehenden konventionellen Produktions-

strukturen innerhalb der „ersten Säule“ der Gemeinsamen Agrarpolitik (Bonfiglio et al., 2014). 

Ein großer Teil der Agrarsubventionen geht an große, konventionell arbeitende Produzenten. 

Für die nachhaltigkeitsorientiertere „zweite Säule“ der Agrarpolitik, die unter anderem aktiv 

ökologische Produktion und ländliche Beschäftigung auf kleineren Höfen unterstützen kann, 

werden derzeit nur knapp ein Viertel der gesamten Agrarausgaben verwendet. Auch nach 

den letzten Reformen wirkt die Agrarpolitik tendenziell regressiv auf die regionale und die per-

sonelle Einkommensverteilung (Núñez Ferrer – Kaditi, 2007). 

Zweitens fokussiert die Struktur- und insbesondere die Kohäsionspolitik in den entwicklungs-

schwachen Ländern nach wie vor stark auf eine traditionelle Infrastrukturpolitik, die materielle 

(Groß-)Infrastrukturprojekte bevorzugt. Den zweitgrößten Budgetposten bildet die Förderung 

von Forschung und Innovation, die vollständig vom Europäischen Fonds für Regionale Entwick-

lung getragen wird; erst danach folgen Projekte zur Förderung der kohlenstoffarmen Wirtschaft 

und im Bereich Klimaschutz sowie Förderungen für KMUs. Zudem fließt ein nicht unbeträchtli-

cher Teil der Agrar- und Kohäsionsausgaben in die „reicheren“ Mitgliedsländer. 

Drittens machen Ausgaben für Forschung und Infrastruktur (unter anderem grenzüberschrei-

tende Energieversorgungs- und Verkehrsinfrastruktur) mit etwa 13% immer noch einen relativ 

geringen Anteil an den Gesamtausgaben der EU aus. Mit 35% ist der Anteil der Ausgaben, der 

in klimarelevante Forschung fließt, relativ begrenzt. 

Viertens sind im aktuellen EU-Budget nicht ausreichend Mittel verfügbar für einen substantiellen 

Beitrag der EU zu den Zielen einer international koordinierten Abmilderung der weltweiten 

„Flüchtlingskrise“, wie sie auf der UN-Generalversammlung im September 2016 in New York de-

finiert wurden (https://refugeesmigrants.un.org/summit): mehr Mittel für humanitäre Hilfe; funk-

tionierende Umsiedelungsprogramme oder alternative rechtliche Strukturen, um Länder zur 

Aufnahme von mehr Flüchtlingen zu bewegen; Integrationspolitiken, die Flüchtlingen den Zu-

gang zu Bildung und Arbeit ermöglichen.  

Die EU-Kommission hat im Mai 2018 einen, gemessen an den zum Teil sehr weit auseinanderlie-

genden Einzelinteressen der Mitgliedsländer, relativ weitreichenden Vorschlag zur Ausgestal-

tung des MFR 2021-2027 präsentiert (European Commission, 2018A). Danach soll der Anteil der 

Agrarausgaben von derzeit 39% und jener für Kohäsionspolitik von derzeit 34% auf jeweils etwa 

29% der gesamten Ausgaben der EU sinken (Übersicht 2).
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Dafür soll ein größerer Teil des Budgets für Forschung und Infrastruktur sowie für Entwicklungszu-

sammenarbeit und eine gemeinsame Asylpolitik verwendet werden. Allerdings sind im Bereich 

von Forschung und Infrastruktur die Steigerungen eher gering: Der Ausgabenanteil des euro-

päischen Forschungsrahmenprogramms Horizon Europa würde sich auf 7,6% erhöhen; gegen-

über dem aktuellen Forschungsrahmenprogramm Horizon 2020, das einen Anteil von 7,3% an 

den Gesamtausgaben hat, stellt das einen moderaten Anstieg dar. Der Anteil, der der Connec-

ting Europe Facility (grenzüberschreitende Verkehrs- und Energieversorgungsinfrastruktur) ge-

widmet ist, wird mit 2% stagnieren. Die deutlichsten Erhöhungen sind für die Bereiche Migration, 

Asyl, Grenzmanagement, Verteidigung und externe Beziehungen vorgesehen, die insgesamt 

ihren Anteil an den Gesamtausgaben mehr als verdoppeln werden, von derzeit 7,7% auf 15,5%. 

Der Anteil der klimarelevanten Ausgaben soll vom derzeitigen Zielwert von 20% auf 25% der 

Gesamtausgaben erhöht werden. Klima- und Beschäftigungsziele sollen sowohl in der Agrar- 

wie auch der Kohäsionspolitik stärkere Berücksichtigung finden, und die Einhaltung des Prinzips 

der Rechtsstaatlichkeit soll Voraussetzung für den Erhalt von EU-Mitteln werden. Diese Struktur-

verschiebungen implizieren grundsätzlich eine stärkere Orientierung der Ausgaben der EU am 

europäischen Mehrwert.  

Eine weitere Stärkung des Ausgabenanteils von Forschung, klimafreundlicher grenzüberschrei-

tender Verkehrsinfrastruktur und der zweiten Säule der Agrarpolitik, einer proaktiven Asyl- und 

Migrations-/Integrationspolitik und Entwicklungspolitik würde den europäischen Mehrwert der 

EU-Ausgaben erhöhen (Schratzenstaller, 2017). Soll der Budgetrahmen nicht über den Vor-

schlag der Europäischen Kommission hinaus erhöht werden, können Spielräume vor allem 

durch eine stärkere Senkung der für die erste Säule der Agrarpolitik vorgesehenen Mittel oder 

durch eine weitergehende Fokussierung der Kohäsionspolitik geschaffen werden. Im Bereich 

der Agrarpolitik wären neben einer Reduktion der Gesamtausgaben der ersten Säule eine ef-

fektive Deckelung der Direktzahlungen sowie eine Verschiebung hin zur zweiten Säule Optio-

nen. Im Bereich der Kohäsionspolitik gibt es einen Trade-off zwischen dem Fokus der Mittel auf 

die Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts und somit insbesondere den 

Aufholprozess der am stärksten benachteiligten Regionen einerseits, und andererseits dem An-

liegen, die Bewältigung von Herausforderungen, die auch etwa städtische Regionen in weiter 

entwickelten Ländern betreffen, zu unterstützen (z. B. Arbeitslosigkeit, Migration, Integration).. 

Darvas et al. (2019) zeigen, dass sich insbesondere durch EU-Mittel geförderte grenzüberschrei-

tende Projekte positiv auf das Wachstum von Regionen auswirken, und zwar unabhängig da-

von, ob es sich um weniger oder weiter entwickelte Regionen handelt. Bachtrögler et al. (2019) 

finden auf der Ebene der Förderungsempfänger einer Region, dass die Effekte auf Beschäfti-

gungs- und Produktivitätsentwicklung von geförderten Industrieunternehmen von Land zu Land 

bzw. Region zu Region stark variieren. Für drei von sieben untersuchten Ländern wird gezeigt, 

dass der Effekt auf das Beschäftigungswachstum der geförderten Unternehmen in einkom-

mensschwächeren Regionen, wo Unternehmen vermutlich mehr auf die Förderung angewie-

sen sind, signifikant größer ist. Über den wachstumsfördernden Effekt der EU-

Strukturförderungen in den weniger entwickelten Regionen insgesamt liegt in der Literatur ein 
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breiter Konsens vor (siehe z.B.  Pienkowski – Berkowitz, 2016), wobei die Effektivität der Förderun-

gen in diesen Regionen mit besseren Institutionen und höherem Bildungsstand steigt (Becker et 

al., 2013). Auf nationaler Ebene zeigen Crescenzi – Giua (2017), dass sich ein großer Teil des EU-

weit erzielten Wachstumseffekts auf Deutschland konzentriert, während die Struktur- und Kohä-

sionsmittel in südeuropäischen Ländern nicht in allen vergangenen MFR-Perioden Wachstum 

generierten. Eine Schlussfolgerung aus diesen Analysen ist, dass sich die EU-Kohäsionsmittel auf 

die im EU-Vergleich weniger entwickelten Regionen fokussieren sollten, wobei die Förderung 

stabiler Institutionen sowie der Absorptionsfähigkeit für die Wirksamkeit der Förderung notwen-

dig ist. In allen Regionen sollte sich die Auswahl der geförderten Projekte  im Sinne der „intelli-

genten Spezialisierung“ an den lokalen Gegebenheiten, Bedürfnissen und Stärkefeldern, unter 

Berücksichtigung nationaler Herausforderungen und Ziele, orientieren, um die Effektivität der 

EU-Strukturmittel zu steigern. Ein verstärkter Fokus auf grenzüberschreitende Projekte wäre für 

die Kohäsionsmittel allgemein, insbesondere aber für jene, die an die reicheren Länder geleis-

tet werden, zu diskutieren. Zudem muss das Bewusstsein dafür geschärft werden, dass – wie 

etwa Núñez Ferrer – Katarivas (2014) zeigen – Kohäsionspolitik und eine dadurch bewirkte Kon-

vergenz zwischen den Mitgliedsländern letztlich allen Mitgliedsländern nutzt und nicht nur je-

nen, die direkte Empfänger von Kohäsionsmitteln sind. 
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4. Reformen im Eigenmittelsystem 

Parallel zu grundlegenden Reformen der EU-Ausgaben sollte das EU-Eigenmittelsystem einer 

Fundamentalreform unterzogen werden. Zwar hat das bestehende Eigenmittelsystem durch-

aus seine Vorzüge: Es sorgt für stetige, vorhersehbare und verlässliche Einnahmen; es garantiert 

ein ausgeglichenes Budget; es resultiert in einer „fairen“ Lastenverteilung zwischen den Mit-

gliedsländern; und es beruht auf dem Subsidiaritätsprinzip, da die Mitgliedsländer frei über die 

Verteilung der Belastung aus den Beitragszahlungen auf die Steuerzahlerinnen und Steuerzah-

ler entscheiden können (Schratzenstaller et al., 2017). Dennoch wird das Eigenmittelsystem seit 

langem mit einer Reihe von Kritikpunkten konfrontiert (Schratzenstaller et al., 2016). Da es sich 

zunehmend aus nationalen Beiträgen speise (2018 machten die nationalen Beiträge, d.h. BNE-

Eigenmittel und Mehrwertsteuer-Eigenmittel, 77% der Gesamteinnahmen der EU aus, vgl. Ab-

bildung 1), nehme die fiskalische Autonomie der EU langfristig ab und werde eine Nettozahler-

Perspektive gefördert. Zudem seien nach Anwendung der diversen Rabatte die Finanzierungs-

lasten nicht mehr „fair“ auf die Mitgliedsländer verteilt. 

Abbildung 1: Langfristige Entwicklung der EU-Eigenmittel, Anteile in Prozent der 

Gesamteinnahmen 

 
Q: Europäische Kommission eigene Zusammenstellung. 

Der wichtigste Kritikpunkt bezieht sich darauf, dass das Eigenmittelsystem überhaupt nicht zu 

den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung sowie weiteren zentralen EU-Zielen und Strategien 

beiträgt. Vor diesem Hintergrund könnten innovative (steuerbasierte) Eigenmittel im Rahmen 

eines insgesamt fiskalisch neutralen Ansatzes einen beträchtlichen Teil der nationalen Zahlun-

gen in das EU-Budget ersetzen und damit den Beitrag des Eigenmittelsystems zur Umsetzung 

zentraler EU-Ziele stärken (Schratzenstaller, 2017, Schratzenstaller – Krenek, 2019). Indirekt könn-

ten diese (steuerbasierten) Eigenmittel im Sinne eines supranationalen aufkommensneutralen 
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„tax shift“ die Nachhaltigkeit der Besteuerung in der EU stärken: Denn durch die Reduktion na-

tionaler Beitragszahlungen wird Spielraum für die Mitgliedsländer geschaffen, weniger nach-

haltigkeitsorientierte Abgaben (insbesondere die in vielen Mitgliedstaaten hohen Abgaben auf 

Arbeit) zu senken. 

Der Vorschlag der Europäischen Kommission sieht den Einstieg in ein modernisiertes Eigenmit-

telsystem vor (European Commission, 2018A). Aufbauend auf den Empfehlungen der Hochran-

gigen Expertenkommission zur Zukunft der Finanzierung des EU-Budgets unter dem Vorsitz von 

Mario Monti (HLGOR, 2016) sind eine Vereinfachung des Eigenmittelsystems sowie eine Diversi-

fizierung der Eigenmittelquellen vorgesehen. So sollen erstens mit dem Wegfall des Rabatts für 

das Vereinigte Königreich auch die diversen Rabatte abgeschafft werden, die derzeit einige 

Nettozahler erhalten. Zweitens soll der Eigenanteil an den traditionellen Eigenmitteln durch die 

einhebenden EU-Länder von derzeit 20% auf 10% verringert werden. Drittens wird eine Verein-

fachung der Mehrwertsteuerbasierten Eigenmittelquelle vorgeschlagen, indem in die ihrer Be-

rechnung zugrundeliegende Basis nur die dem regulären Mehrwertsteuersatz unterliegenden 

Umsätze einbezogen werden. Viertens sollen die derzeitigen Finanzierungsquellen, die primär 

aus nationalen Beiträgen ins EU-Budget (neben den Mehrwertsteuerbasierten die BNE-

basierten Eigenmittel) bestehen, durch neue „echte“ Eigenmittelquellen ergänzt werden. Kon-

kret sollen 20% der Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionszertifikaten, ein Aufschlag 

von 3% auf eine harmonisierte Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage sowie ein nationaler 

Beitrag von 0,80 € pro Kilo nicht wieder verwertete Verpackungsabfälle aus Kunststoff künftig 

in das EU-Budget fließen. Diese neuen Eigenmittelquellen sollen 12% der gesamten EU-

Einnahmen ausmachen und bis 2027 den Anteil der nationalen Beiträge (d.h. Mehrwertsteuer- 

und BNE-basierte Eigenmittelzahlungen) von 84% auf 71% verringern. Die Europäische Kommis-

sion reagiert damit auf seit langem geäußerte vielfältige Kritikpunkte am Eigenmittelsystem 

(Schratzenstaller et al., 2017), etwa dessen Komplexität sowie der fehlende Bezug zu zentralen 

EU-Strategien und -Initiativen. Dieser soll insbesondere durch die drei neuen Eigenmittelquellen 

hergestellt werden, die in der Tat gut geeignete, nachhaltigkeitsorientierte EU-Eigenmittel-

quellen darstellen: Das Plastik-basierte Eigenmittel wegen der grenzüberschreitenden Proble-

matik von Plastikmüll und des mit der Plastikproduktion verbundenen Verbrauchs fossiler Brenn-

stoffe. Die beiden anderen Optionen hängen unmittelbar mit EU-Politiken zur Bewältigung be-

deutender europäischer Herausforderungen (Faire und effiziente Unternehmensbesteuerung, 

Klimaschutz) zusammen. 

Die Nutzung weiterer (steuerbasierter) Eigenmittelquellen, die wegen Ausweichreaktionen im 

nationalen Alleingang nur schwer eingehoben werden können oder grenzüberschreitende 

Probleme betreffen, würde den europäischen Nutzen des EU-Budgets weiter erhöhen (Schrat-

zenstaller – Krenek, 2019). Übersicht 3 enthält eine Übersicht über mögliche nachhaltigkeitsori-

entierte Eigenmittelquellen und ihr geschätztes Aufkommenspotenzial. 
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Übersicht 3: Optionen für nachhaltigkeitsorientierte innovative Eigenmittelquellen und 

Aufkommenspotential 

 

Q: Schratzenstaller – Krenek (2019). 

Insbesondere bieten sich angesichts der Priorität, die dem Klimaschutz in der Von-der-Leyen-

Kommission beigemessen werden soll, innovative „grüne“ Eigenmittelquellen an: etwa Steuern 

auf den Flugverkehr (z.B. eine EU-weite Flugticketabgabe; Krenek – Schratzenstaller, 2017) oder 

ein System des CO2-Grenzausgleichs für das Europäische Emissionshandelssystem (Krenek et 

al., 2018). Einnahmen aus solchen alternativen Eigenmittelquellen könnten die Nettozahler-

problematik entschärfen, weil der unmittelbare Zusammenhang zwischen Einzahlungen in das 

EU-Budget und empfangenen Rückflüssen auf individueller Mitgliedstaaten-Ebene gelockert 

würde. Dies würde insbesondere für die Einnahmen aus dem CO2-Grenzausgleich für das EU-

EHS gelten, die – ebenso wie Zolleinnahmen – einzelnen Mitgliedsländern nicht zugeordnet wer-

den könnten. 
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5. Querschnittsthemen 

5.1 Konditionierung der Mittelvergabe nach rechtsstaatlichen Kriterien 

Darüber hinaus soll ein Mechanismus eingeführt werden, mit dem die Vergabe von EU-Mitteln 

an die Einhaltung von rechtsstaatlichen Prinzipien gekoppelt werden soll (European Commis-

sion, 2018D): Stellt die Europäische Kommission eine systematische Schwächung der Justiz fest, 

kann sie dem Rat der Mitgliedstaaten empfehlen, dem betreffenden Land EU-Mittel zu entzie-

hen. Begründet wird dieser neue Mechanismus nicht explizit mit dem Schutz der Grundwerte 

der EU, sondern mit der Wahrung der finanziellen Interessen der anderen Mitgliedstaaten (Eu-

ropean Commission, 2018A). Auch wenn die praktische und politische Umsetzbarkeit dieses 

Vorschlages im Detail noch zu klären wäre (Becker, 2018), so ist die Koppelung der Vergabe 

von EU-Mitteln an die Rechtsstaatlichkeit grundsätzlich zielführend: Ein effizienter Mitteleinsatz 

und die Erhöhung der Absorptionsfähigkeit der „ärmeren“ Regionen erfordern die Einhaltung 

rechtsstaatlicher Standards. Zudem gibt der Verordnungsvorschlag zum Schutz der Rechts-

staatlichkeit einen wichtigen Impuls in der Debatte über die Zukunft der EU jenseits rein ökono-

mischer und fiskalischer Erwägungen. 

5.2 Verankerung des Querschnittsziels Klimaschutz 

Die Klimamainstreaming-Vorgabe beträgt im laufenden MFR 20% der Gesamtausgaben, die 

aus heutiger Sicht knapp erreicht werden (D’Alfonso, 2019). Der Vorschlag der Europäischen 

Kommission sieht eine Anhebung dieser Vorgabe auf 25% vor; das Europäische Parlament for-

dert eine Erhöhung auf 30%. 

Um den MFR zu einem zentralen Hebel zur Umsetzung des anvisierten „Green Deal für Europa“ 

zu machen, ist für die Ausgaben der EU eine Erhöhung des Klimamainstreaming-Zielwertes auf 

über 25% zu erwägen. Eine Option zur Umsetzung ist die Erhöhung des Zielwertes für den Anteil 

klimarelevanter Forschungsausgaben (der gemäß den Plänen der Europäischen Kommission 

gegenüber der Vorgabe von 35% im aktuellen MFR im nächsten MFR aber nicht erhöht werden 

soll). Darüber hinaus sollte die Förderung von Projekten im Bereich fossiler Energien vollständig 

ausgeschlossen werden: sowohl in den Kohäsionsfonds als auch in der Connecting Europe Fa-

cility sowie im InvestEU-Programm (dem Nachfolger des Juncker-Plans).  

Die Priorität des Klimaschutzes sollte sich auch in der künftigen Ausgestaltung des Eigenmittel-

systems niederschlagen (siehe Kapitel 4 für Details). Das bisher ungenutzte Potential „grüner“ 

Eigenmittel, einen signifikanten Beitrag zum Klimaschutz in der EU zu leisten, sollte ausgeschöpft 

werden. 

6. Eurozonen-Budget 

Ein eigenes Eurozonen-Budget wird seit längerem diskutiert, sowohl im Rahmen der laufenden 

Initiativen zur Reform der Europäischen Währungsunion als auch der Verhandlungen zum Post-
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2020-MRF2). Schließlich einigte man sich Anfang Oktober 2019 auf ein Eurozonen-Budget, das 

unter dem Titel Budgetinstrument für Konvergenz und Wettbewerbsfähigkeit in den MFR inte-

griert werden soll3). Dieses Budgetinstrument soll strukturelle Reformen und Investitionen der Eu-

rozonen-Länder finanzieren, um Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz sowie nachhaltiges 

Wachstum zu fördern.  

Das neue Instrument soll allerdings zunächst ein bescheidenes Volumen haben. Die jüngste 

Einigung sieht ein Gesamtvolumen von 17 Milliarden Euro für den Siebenjahreszeitraum des 

nächsten MFR als Ausgangsbasis für die weiteren MFR-Verhandlungen vor. Das Budget wird aus 

Beiträgen der Eurozonen-Länder finanziert; jedes beitragende Land soll mindestens 70% seiner 

Beiträge in Form von Zuschüssen zur Finanzierung struktureller Reformen und Investitionen zu-

rückerhalten. Die zwei Hauptindikatoren für die Mittelverteilung sollen die Bevölkerungszahl und 

das pro-Kopf-BIP sein in dem Sinne, dass ärmere Länder anteilsmäßig mehr erhalten. Etwa 20% 

der Mittel werden nicht ex ante zugeteilt, sondern werden reserviert für den Bedarfsfall für Län-

der, die sich besonderen Herausforderungen gegenübersehen. Ihre Auszahlung soll gekoppelt 

werden an das Vorliegen von in Hinblick auf die bestehenden politischen Prioritäten der Euro-

zone besonders ambitionierten Reformplänen. Die reguläre nationale Kofinanzierungsrate soll 

25% sein, sie kann allerdings unter bestimmten Umständen reduziert werden; diese Möglichkeit 

reduzierter Kofinanzierungsraten ist das einzige Stabilisierungselement des Eurozonen-Budgets. 

Die Eurozonen-Länder sollen gemeinsam über die strategischen Prioritäten entscheiden, für de-

ren Finanzierung Mittel bereitgestellt werden können, während die Europäische Kommission die 

Implementierung der geförderten Projekte und Reformen überwachen soll. 

Abgesehen von seiner geringen Höhe weist der Umfang des geplanten Eurozonen-Budget kei-

nerlei Flexibilität auf, sodass es kaum eine Stabilisierungsfunktion in wirtschaftlichen Schwäche-

phasen ausüben können wird. Zudem stellt sich die Frage, ob es nicht bereits bestehende Aus-

gabenbereiche des MFR, insbesondere im Bereich der Regional- und Kohäsionspolitik, dupli-

ziert. In der geplanten Ausgestaltung wird das Eurozonen-Budget keine stabilisierungspolitische 

Rolle in künftigen ökonomischen Krisen spielen können. Es wird daher keinen Beitrag leisten kön-

nen zu einem der fundamentalen Probleme in der Architektur der Währungsunion – dass näm-

lich die Europäische Zentralbank die alleinverantwortliche Institution für Stabilisierungspolitik 

nach makroökonomischen Schocks ist. Eine Reihe von AutorInnen haben in den letzten Jahren 

Reformvorschläge vorgelegt4), von denen einige auf die Notwendigkeit eines eigenen EU-

Budgets zur Bekämpfung makroökonomischer Schocks hinweisen. Ein gemeinsamer fiskalpoliti-

scher Mechanismus wird insbesondere für Situationen als hilfreich betrachtet, in denen sich die 

Zinsen bereits an der Nullgrenze befinden. 

Insgesamt hat das Eurozonen-Budget in der derzeit geplanten Ausgestaltung aufgrund seiner 

geringen Höhe und der geplanten Aufgaben wohl eher eine symbolische Bedeutung. Es ist 

                                                      
2)  https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3406715  

3)  https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2019/10/10/term-sheet-on-the-budgetary-instrument-for-

convergence-and-competitiveness-bicc 

4)  Vgl. Pekanov (2019) für einen Überblick über die Diskussion und jüngere Reformvorschläge. 

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3406715
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2019/10/10/term-sheet-on-the-budgetary-instrument-for-convergence-and-competitiveness-bicc
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2019/10/10/term-sheet-on-the-budgetary-instrument-for-convergence-and-competitiveness-bicc
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kein Durchbruch in den Initiativen zur Reform der Konstruktionsfehler der Währungsunion bzw. 

des MFR. Allerdings kann es als ein erster Schritt in Richtung stärkerer finanzpolitischer Integration 

in der Währungsunion und als Ausgangspunkt für weitere Integrationsschritte gesehen werden. 

7. Schlussbemerkungen 

Trotz seines geringen Volumens (zum Vergleich: die durchschnittliche Abgabenquote in der 

EU28 liegt 2018 bei 43,2% des BIP) könnte das EU-Budget ein effektiver Hebel für die Umsetzung 

wichtiger EU-Ziele und -Strategien sein.  

Eine Einigung auf ein zukunftsfähiges EU-Budget kann allerdings nur gelingen, wenn der Fokus 

der Verhandlungen weg von den Nettosalden der Mitgliedsländer und der Dominanz einzel-

staatlicher Interessen hin zu den künftigen Strukturen von EU-Ausgaben und Eigenmitteln ver-

schoben wird. Ein Dreh- und Angelpunkt dafür ist eine noch konsequentere Orientierung der 

Ausgestaltung des EU-Budgets am europäischen Mehrwert: Die EU soll – und das entspricht 

auch dem Prinzip der Subsidiarität – prioritär Aufgaben übernehmen, die sie besser erledigen 

kann als einzelne Mitgliedstaaten (Bertelsmann Stiftung, 2017). Gemessen am Status Quo impli-

ziert dies die Zurückverlagerung bestimmter Aufgaben zu den Mitgliedsländern und ein ver-

stärktes Engagement der EU in anderen Aufgabenbereichen. Danach wären die Agrarausga-

ben deutlicher als vorgesehen zu verringern, hin zu einer nachhaltigen ländlichen Entwicklung 

zu verschieben und zu deckeln, um gezielt kleinbetriebliche sowie nachhaltige Strukturen zu 

fördern. So würde sich der Spielraum für ein noch stärkeres Gewicht der Ausgaben für For-

schung, eine klimafreundliche grenzüberschreitende Verkehrsinfrastruktur, für proaktive Asyl- 

und Integrationsmaßnahmen und Entwicklungszusammenarbeit vergrößern. Auch könnte die 

Orientierung am europäischen Mehrwert Akzeptanz für eine Ausweitung des Budgetvolumens 

schaffen oder zumindest verhindern, dass der Umfang des MFR 2021-2017 gegenüber dem MFR 

2014-2020 verringert wird. Die Nutzung weiterer innovativer Eigenmittelquellen, die wegen Aus-

weichreaktionen auf nationaler Ebene nur schwer eingehoben werden können oder grenz-

überschreitende Probleme betreffen, würde den europäischen Nutzen des EU-Budgets weiter 

erhöhen. Einnahmen aus diesen alternativen Eigenmittelquellen könnten die nationalen Bei-

träge weiter reduzieren und den Mitgliedsländern ermöglichen, die generell (zu) hohen Abga-

ben auf Arbeit oder andere, weniger nachhaltigkeitsorientierte Steuern zu senken. Auch könn-

ten jene innovativen Eigenmittelquellen, deren Einnahmen nicht länderspezifisch zuordenbar 

sind (wie etwa die Einnahmen aus einem Grenzausgleichssystem für das EU-Emissionshandels-

system), die Nettozahlerproblematik entschärfen, weil der unmittelbare Zusammenhang zwi-

schen Einzahlungen in das EU-Budget und empfangenen Rückflüssen auf individueller Mitglied-

staaten-Ebene gelockert würde. 

Nicht zuletzt ist eine gesamthafte Perspektive erforderlich. Ausgaben- und Einnahmenseite des 

EU-Budgets müssen zusammen gedacht werden; angesichts der unterschiedlichen Interessen 

der Mitgliedsländer muss nach Paketlösungen gesucht werden. Isolierte Diskussionen über ein-

zelne Maßnahmen(-bereiche) sind nicht zielführend. Die Querverbindungen zu anderen Politik-

bereichen sind stärker zu beachten und zu nutzen. 
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Durch solche weiterführenden Reformen auf Ausgaben- und Einnahmenseite könnte das 

quantitativ sehr begrenzte Budget der EU weitaus effektiver eingesetzt werden als bisher. 

Gleichzeitig muss sich in der politischen wie öffentlichen Debatte das Verständnis für die Not-

wendigkeit einer, statt auf Nettosalden, auf den breiteren Nutzen einer EU-Mitgliedschaft fo-

kussierten Perspektive für alle Mitgliedsländer durchsetzen. 
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